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Beschleunigung von Genehmigungsverfahren 
 
I. Allgemeines zur Dauer von Genehmigungsverfahren  
 
1. Die Bedeutung der Verfahrensdauer 
 
In Gesetzgebung und Verwaltung wird die Beschleunigung von Genehmigungsverfahren seit vielen Jahren als wichti-
ge Aufgabe angesehen. Das gilt insbesondere für Verfahren, die die Genehmigung von Investitionsvorhaben betreffen. 
Investoren berücksichtigen die Dauer von Genehmigungsverfahren bei Standortentscheidungen; die Beschleunigung 
ist deshalb Ziel nicht nur einer aktiven Standortpolitik, sondern auch allgemein jeder Investitions- und der Infrastruk-
turpolitik. Dabei geht es vor allem um die Steigerung des Abgabenaufkommens und die Schaffung von Arbeitsplätzen, 
die wieder Folgewirkungen im Hinblick auf Sozialausgaben und Steuereinnahmen haben. 
In der Diskussion um weitere Beschleunigung von Verfahren werden die materiellen wie die formellen Genehmi-
gungsvoraussetzungen nicht selten als bloße Hürden, als Hindernisse auf dem Weg zu den gewünschten Genehmi-
gungsentscheidungen empfunden. In den Standortvorentscheidungen auf politischer Ebene, die den Genehmigungsver-
fahren zumeist vorausgehen, geraten die Schutzgüter, die durch die materiellrechtlichen Genehmigungsanforderungen 
und die vorgegebenen verfahrensrechtlichen Schritte gesichert werden sollen, leicht ins Hintertreffen. Die Gründe 
hierfür sind vielfältig und können hier nicht analysiert werden. Der Hauptgrund dürfte darin liegen, dass sich die „poli-
tischen Kosten“ des Abbaus von formellen oder materiellen Schutznormen schwer beziffern lassen, zumal sie sich im 
Regelfall erst mittel- oder langfristig bemerkbar machen und sich jedenfalls in der Vorstellung der Akteure auch kom-
pensieren lassen.  
 
2. Zeitvorgaben für die Bearbeitung von Genehmigungsanträgen 
 
Gesetzliche Vorschriften, die eine feste zeitliche Dauer von Genehmigungsverfahren vorgeben, sind bisher in Deutsch-
land eher selten. Im Grundsatz wird der Verwaltung soviel Zeit für die Bearbeitung von Genehmigungsanträgen einge-
räumt, wie von der jeweiligen Behörde für den konkreten Fall benötigt wird. Eine zügige Bearbeitung der Fälle wird 
gleichsam unterstellt. Die Richtigkeit der Genehmigungsentscheidung und damit das Prinzip der Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung als Ausfluss des Rechtsstaatsprinzips (Art. 20 Abs. 3 GG) stehen eindeutig im Vordergrund. Feste Bear-
beitungsfristen bergen das Risiko, dass sie sich in besonders gelagerten Fällen trotz intensiver Bemühungen als zu kurz 
erweisen und dann zum Erlass einer nicht ausreichend geprüften, möglicherweise rechtswidrigen Entscheidung nöti-
gen. Das „harte“ Gebot der inhaltlichen Richtigkeit hat in der deutschen Rechtsordnung einen traditionellen Vorrang 
vor dem „weichen“ Gebot einer möglichst raschen Entscheidung.  
 
a) Zügigkeitsgebot (§§ 10 VwVfG), Beschleunigungsgebote (§ 71b VwVfG) 
 
Nach der verfahrensrechtlichen Grundnorm des § 10 S. 2 VwVfG hat die federführende Behörde im Rahmen ihres 
Ermessens  Verwaltungsverfahren  „einfach,  zweckmäßig  und  zügig“  durchzuführen.
1  Zügigkeit  bedeutet  zweierlei: 
Erstens die Vermeidung unnötiger Verzögerungen (insoweit deckt sich die Forderung mit der nach einfacher und 
zweckmäßiger Erledigung), zweitens die Erledigung innerhalb einer angemessenen (verhältnismäßigen, zumutbaren) 
Frist.
2 Die zügige Erledigung eines Verfahrens kann nicht eingeklagt werden.
3 Die fehlende Durchsetzbarkeit der 
Pflicht zur Zügigkeit  liegt in der Natur der Sache: Eine Klage auf Verpflichtung der Verwaltung zu einer raschen 
Entscheidung dem Kläger selbst im Erfolgsfalle wenig nützen. Letztlich geht es dem Kläger nicht um irgendeine Ent-
scheidung über seinen Antrag auf Genehmigung, sondern um eine für ihn positive Entscheidung. Ob er aber einen  
Genehmigungsanspruch hat, kann auch ein Gericht jedenfalls in der Regel nicht ohne aufwendige Prüfung der gesetz-
lichen Genehmigungsvoraussetzungen feststellen. Selbst wenn die Erteilung der Genehmigung nicht im Ermessen der 
Verwaltung steht, wäre die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen  durch ein Gericht im Regelfall aufwendiger 
und damit auch zeitraubender sein als durch die Verwaltung selbst.
4 Steht die Erteilung der Genehmigung dagegen – 
wie in der Praxis zumeist – im Ermessen der Verwaltung, könnte das Verwaltungsgericht die Behörde ohnehin nur 
dazu verpflichten, über den Genehmigungsantrag unter Beachtung der im Urteil geäußerten Rechtsauffassung zu ent-
scheiden (§ 113 Abs. 5 S. 2 VwGO).  
 
                                                 
1 Das Attribut „zügig“ wurde durch das GenBeschlG im Jahre 1996 eingefügt, ohne dass damit eine substantielle Änderung verbunden gewesen wäre, 
vgl. Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 7. Aufl. 2008, § 10 Rn. 25.  
2 Kopp/Ramsauer, VwVfG, 10. Aufl. 2008, § 10 Rn. 17 f. 
3 Allerdings besteht die Möglichkeit der Erhebung einer Untätigkeitsklage nach § 75 VwGO bei sachlich nicht begründeter Verzögerung der Entschei-
dung, vgl. Kopp/Ramsauer, VwVfG, 10. Aufl. 2008, § 10 Rn. 22.   
4  Vor den Verwaltungsgerichten dauern erstinstanzliche Verfahren im Bundesdurchschnitt 14,1 Monate. Über 10% der Verfahren dauern mehr als 24 
Monate, über 7% mehr als 36 Monate (Fachserie 10 Reihe 2.1-2.5; 2003 bis 2005; www.destatis.de).   
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Verstöße gegen das Zügigkeitsgebot können deshalb nur zu Sekundäransprüchen führen, also etwa auf Ersatz des 
Verzögerungsschadens. Derartige Ansprüche wurden in der Vergangenheit eher selten geltend gemacht, einmal weil 
der Begriff der Zügigkeit sehr ungenau ist und sich Verstöße dementsprechend schwer feststellen lassen, und außer-
dem weil Antragsteller in vielerlei Hinsicht auf die Genehmigungsbehörde angewiesen sind und deren Wohlwollen 
insbesondere bei Ermessensentscheidungen nicht verspielen wollen. Schadensersatzansprüche wegen überlanger Ver-
fahrensdauer wurden in der Vergangenheit von den Gerichten tatsächlich auch relativ selten zuerkannt, eigentlich nur 
in solchen Fällen, in denen der Verdacht bestand, dass die Entscheidung mehr oder weniger absichtsvoll verschleppt 
wurde, etwa in den Fällen der sog. faktischen Bausperren.
5 Das im Jahre 1996 durch das GenBeschlG für Genehmi-
gungsverfahren  in  §  71b  VwVfG  eingeführte  besondere  Zügigkeitsgebot  (sog.  Regelbeschleunigung)  hat  sachlich 




b) Die Drei-Monats-Frist in § 75 VwGO 
 
Eine praktisch große Bedeutung für die Zeitdauer von Verwaltungsverfahren hat bisher die Regelung in  § 75 VwGO 
erlangt, wonach eine verwaltungsgerichtliche Klage ohne Durchführung eines Widerspruchsverfahrens erhoben wer-
den kann, wenn über einen Antrag, etwa auf Genehmigung eines Vorhabens, oder über einen gegen die Ablehnung des 
Antrags erhobenen Widerspruch, nicht innerhalb von drei Monaten entschieden worden ist. Obwohl damit keineswegs 
eine Regelfrist für die Bearbeitung von Anträgen festgelegt, sondern lediglich die äußerste Grenze der Bearbeitungs-
frist bestimmt werden sollte, hat sich in der Verwaltungspraxis diese sog. Dreimonatsfrist als Leitlinie für die Bearbei-
tungsdauer weitgehend etabliert. Dass sie in besonderen Fällen auch kürzer bemessen werden kann, spielt ebenso 
wenig eine Rolle wie die Regelung, wonach das Gericht den Prozess aussetzen soll, wenn für eine Überschreitung der 
Frist wichtige Gründe geltend gemacht werden können.  
 
Wesentliche rechtliche Konsequenzen hat die Überschreitung der Dreimonatsfrist indessen nicht. § 75 VwGO be-
stimmt insoweit lediglich, dass eine Klage ohne Durchführung des Widerspruchsverfahrens zulässig  wird. Damit ist 
dem Antragsteller kaum gedient, denn auch das Gericht braucht zur Entscheidung über die Klage auf Genehmigung 
seine Zeit. Wenn die zuständige Behörde während des laufenden Prozesses über den Genehmigungsantrag schließlich 
entscheidet, kann das im positiven Fall, also bei Erteilung der Genehmigung, den Prozess erledigen mit der Folge, dass 
die Behörde die Kosten des Gerichtsverfahrens zu tragen hätte (§ 161 Abs. 3 VwGO); im negativen Fall, also bei 
Ablehnung des Genehmigungsantrags kommt es zur Fortsetzung des Prozesses unter Einbeziehung der ablehnenden 
Entscheidung.  
 
c) Gesetzliche Bearbeitungsfristen ohne Fiktionswirkungen 
 
Die Bemühungen des Gesetzgebers um Beschleunigung haben teilweise auch zur Bestimmung fester Bearbeitungsfris-
ten  geführt,  ohne  zugleich  Sanktionen für  den  Fall  der  Überschreitung  vorzusehen.  So  ist  etwa  in  §  10  Abs. 6a 
BImSchG für den praktisch wichtigen Bereich der Anlagengenehmigung nach § 4 BImSchG, zu dem insbesondere 
Industrieanlagen usw. gehören, eine Bearbeitungsfrist von sieben Monaten eingeführt worden, die nur unter Angabe 
von Gründen verlängert werden kann. Einige Länder haben ähnliche Regelungen für  Baugenehmigungsverfahren 
eingeführt.
7 Ziel dieser Regelung ist offenbar das Bestreben, auf diese Weise für die Bearbeitung von Genehmigungs-
anträgen Maßstäbe zu setzen in der Hoffnung, dass die zuständige Behörde ungern Verlängerungsentscheidungen 
trifft, mit denen sie nach außen einräumt, dass sie zu einer Entscheidung innerhalb der gesetzlichen Frist nicht in der 
Lage ist. Möglicherweise erhofft sich der Gesetzgeber durch die damit erzwungene Offenlegung der Bearbeitungsfris-
ten auch eine Art Benchmarking unter den Genehmigungsbehörden. Weitergehende Wirkungen zeitigt die Regelung 
nämlich nicht. Insbesondere bleibt eine Fristenüberschreitung in der Praxis weitgehend folgenlos. Die Rechtsprechung 
nimmt insoweit lediglich an, dass im Falle der Überschreitung der Frist des § 10 Abs. 6a BImSchG eine Untätigkeits-
klage nach § 75 VwGO zulässig ist.
8  
 
d) Bearbeitungsfristen mit Fiktionswirkungen 
 
Relativ neu sind gesetzliche Regelungen über feste Bearbeitungsfristen mit Fiktionswirkungen als Sanktion, wie sie 
vor allem im Bauordnungsrecht der Länder Einzug gehalten haben. So gilt etwa nach § 61 Abs. 3 HBauO, dass eine 
Baugenehmigung für bestimmte kleinere Vorhaben als erteilt gilt, wenn über den Bauantrag nicht innerhalb von zwei 
Monaten nach vollständiger Antragstellung entschieden worden ist. Hier wird also in Kauf genommen, dass allein eine 
verzögerte Bearbeitung eine wirksame Genehmigung entstehen lässt, die mit dem geltenden Recht möglicherweise 
nicht vereinbar ist. Der Behörde bleibt in diesem Fall allerdings die Möglichkeit, die fiktive Genehmigung durch Er-
lass  eines  Rücknahmebescheides  wieder  aufzuheben,  wenn  sie  mit  dem  geltenden  Recht  nicht  vereinbar  ist.  Die 
                                                 
5 BGHZ NVwZ 1992, 1119.  
6 Der Regierungsentwurf eines 4. VwVf-Änderungsgesetzes v. 13.8.2008 sieht konsequenterweise deshalb die Streichung der §§ 71a ff. VwVfG und 
den Ersatz durch Vorschriften zur Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie vor.  
7 So etwa in Hamburg, § 62 Abs. 2 HBauO und in Nordrhein Westfalen, § 68 Abs. 8 BauO NRW.  
8 OVG Lüneburg,  NVwZ-RR 2004, 825.  
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Rechtsgrundlage für die Rücknahme bildet § 48 Abs. 3 VwVfG, wonach rechtswidrige Verwaltungsakte ohne beson-
dere Voraussetzungen allein wegen der Rechtswidrigkeit zurückgenommen werden können. Soweit sich der Betroffe-
ne auf Vertrauensschutz berufen kann, soll dieser nach der Konzeption des Gesetzes durch die Zuerkennung von Ent-
schädigungsansprüchen bewirkt werden.
9 Diese Regelungen haben zur Folge, dass eine infolge Fristablaufs geltende 
fiktive Genehmigung im Regelfall relativ problemlos wieder aufgehoben werden kann. Das gilt jedenfalls dann, wenn 
zwischen Eintritt der Fiktionswirkung und Aufhebung nur eine kurze Zeitspanne liegt, in der der Betroffene ein etwai-
ges Vertrauen in den Bestand der fiktiven Genehmigung nicht durch Maßnahmen, etwa den Beginn der Ausnutzung 
der Genehmigung usw., betätigen kann.  
 
Es hat sich gezeigt, dass die automatische Fiktionswirkung bei Fristüberschreitung in der Praxis trotz der Korrektur-
möglichkeit durch die Rücknahme rechtswidriger fiktiver Verwaltungsakte erhebliche Anreizwirkungen zu einer Ein-
haltung der Frist ausgelöst hat. Die Behörden versuchen nämlich, einen Eintritt der Fiktionswirkung durch Einhaltung 
der Bearbeitungsfrist nach Möglichkeit zu vermeiden. Hierfür gibt es mehrere Gründe: Erstens verursacht es eine nicht 
unerhebliche Mehrarbeit, wenn eine fiktive Genehmigung wieder aufgehoben werden soll. Zweitens droht der Eintritt 
eines Schadens, wenn der Betroffene sein Vertrauen unmittelbar nach Eintritt der Fiktionswirkung bereits betätigt hat. 
Und drittens wirft die Notwendigkeit einer Rücknahme nach Eintritt der Fiktionswirkung wegen der Publizitätswir-
kung innerhalb der Behörde ein ungünstiges Licht auf den zuständigen Sachbearbeiter. Während sonst längere Bear-
beitungszeiten mit besonderen Problemen des konkreten Falles gerechtfertigt werden können, geht der Eintritt der 
Fiktionswirkung mit einer gewissen Stigmatisierung des Sachbearbeiters einher, die ein Vermeidungsverhalten auslöst.  
 
e) Fristenkonzeption der Dienstleistungsrichtlinie 
 
Die Dienstleistungsrichtlinie
10 gibt zwar selbst keine festen Bearbeitungsfristen für die Behörden der Mitgliedstaaten 
vor, verlangt aber, dass die Mitgliedsstaaten oder die Genehmigungsbehörden für jede einzelne Verfahrensart im Vor-
aus festlegen, wie lang die Bearbeitungsfrist für die Genehmigungsanträge ist. Diese können für die von der Richtlinie 
erfassten Genehmigungsverfahren durchaus unterschiedlich lang sein. Entscheidend ist, dass die Länge der Bearbei-
tungsdauer in Vorhinein festgelegt und bekannt gemacht wird.
11 Werden diese im Voraus bestimmten und bekannt 
gemachten Fristen überschritten, tritt die Genehmigungsfiktion ein. Für den Bereich der Dienstleistungs-RL ist zwei-
felhaft, ob eine Rücknahme einer fiktiven Genehmigung allein aus Gründen der Rechtswidrigkeit zulässig sein wird. 
Es steht zu erwarten, dass im Zuge der Umsetzung der Dienstleistungs-RL die Zahl der Genehmigungsverfahren mit 
Fiktionswirkungen in allen Mitgliedsstaaten der EU deutlich zunehmen wird.  
 
3. Die Entwicklung der Dauer von Genehmigungsverfahren 
 
Die vorliegenden Untersuchungen zeigen, dass es in den letzten zwanzig Jahren einen deutlichen Rückgang der durch-
schnittlichen Dauer von Genehmigungsverfahren gegeben hat. Zwar ist das zur Verfügung stehende Datenmaterial 
insofern unvollständig, als nur bestimmte Genehmigungsarten erfasst wurden und länderspezifische Besonderheiten 
nur  lückenhaft  berücksichtigt  worden  sind.  Die  aus den  verfügbaren  Erhebungen  ersichtlichen  Daten  zeigen  aber 
gleichwohl einen Trend hin zu einer Verkürzung der Genehmigungsverfahren auf.  
 
Entwicklung der Dauer der Genehmigungsverfahren nach §§ 4, 16 BImSchG in Monaten (Quelle: Ziekow; 
ISA; SRU) 
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Dass trotz des diagnostizierten Rückgangs der Dauer von Genehmigungsverfahren nach wie vor die Forderung nach 
weiterer Verkürzung erhoben wird, dürfte unterschiedliche Gründe haben. Der Hauptgrund wird darin zu sehen sein, 
dass sich infolge des immer schneller verlaufenden wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wandels und der Beschleu-
                                                 
9 Allerdings ist Vertrauensschutz nach richtiger Auffassung auch im Rahmen der Ermessensentscheidung zu berücksichtigen, vgl. Kopp/Ramsauer 
§ 48 Rn. 137.  
10 RL 2006/123/EG des Europäischen Parlament und des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt.  
11 Zweifelhaft ist, ob die Bearbeitungsfristen gesetzlich festgelegt werden müssen, oder ob auch Fristbestimmungen durch die Behörden selbst zulässig 
sind (so die Begr. des Regierungsentwurfs  eines 4. VwVfÄndG v. 13.8.2008, Br Drs. 580/08).  
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nigung der technischen Entwicklung Bauzeiten und Investitionszyklen verkürzt haben.
12 Dadurch erhöht sich der zeit-
liche Anteil von Genehmigungsverfahren im Verhältnis zur Errichtung und zum späteren Betrieb der Anlagen, wo-
durch sich vor allem nach Einschätzung der Wirtschaft ein Missverhältnis zwischen Dauer der Genehmigungsverfah-
ren einerseits und der für den Bau der Anlagen erforderlichen Zeit sowie der vorgesehenen Nutzungsdauer andererseits 
ergibt. Ein weiterer Grund dürfte darin liegen, dass unternehmenspolitisch für Standort- und Investitionsentscheidun-
gen immer weniger Zeit bleibt. Unternehmen müssen auf neue oder jedenfalls als neu erkannte gesellschaftliche, wirt-
schaftliche und technische Entwicklungen heute sehr schnell reagieren. Ob sich aber eine bestimmte Standortentschei-
dung realisieren lässt, steht erst nach dem Abschluss eines Genehmigungsverfahrens fest. Bis zu diesem Zeitpunkt 
muss die Investitionsentscheidung im Grunde in der Schwebe bleiben. Dieser Schwebezustand stellt das einzelne 
Unternehmen u.U. vor erhebliche Schwierigkeiten im Hinblick auf Planung, Finanzierung und Durchführung. Das gilt 
in erster Linie für Standortentscheidungen, in zweiter Linie aber auch etwa für die technische Ausgestaltung der Anla-
gen. Wenn sich etwa im Laufe eines längeren Genehmigungsverfahrens herausstellt, dass die geplante Variante eines 
Kühlsystems nicht genehmigungsfähig ist, kommt es zu erheblichen Zeitverlusten, wenn die Planungen für ein alterna-
tives Kühlsystem erst noch durchgeführt werden müssen. Wegen der hohen Planungskosten komplexer Anlagen kön-
nen die erforderlichen Untersuchungen auch nicht gleichsam auf Vorrat durchgeführt werden.  
 
4. Bestimmende Faktoren der Verfahrensdauer 
 
Überlegungen  zu  einer  weiteren  Beschleunigung  von  Genehmigungsverfahren  müssen  bei den für  den  Zeitbedarf 
maßgeblichen Faktoren ansetzen. Maßgebend für die Verfahrensdauer sind nach dem oben bereits Gesagten vor allem 
vier Faktoren: Erstens der Umfang des materiellen Prüfaufwandes auf der Grundlage des einschlägigen Fachrechts, 
zweitens der Umfang der vorgeschriebenen Verfahrensschritte (Anhörungen, Öffentlichkeitsbeteiligung, Erörterungs-
termine usw.), drittens personelle und sachliche Ausstattung der maßgeblichen Behörden und viertens die interne 
Organisation des Entscheidungsprozesses einschließlich der maßgeblichen Behördenstruktur (Aufbau- und Ablaufor-
ganisation). Das nachfolgende Schaubild gibt die Zeitanteile der einzelnen Verfahrensschritte wieder, wobei allerdings 
für den als ersten genannten Faktor, nämlich die Dauer der materiellen Prüfung, keine Angaben gemacht werden. Der 
Grund liegt darin, dass sich der Zeitanteil der materiellen Prüfung nur schwer bestimmen lässt, weil sich die Klärung 
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Verfahrens- und Abschnittsdauern im immissionsschutzrechtlichen Geneh-
migungsverfahren in Baden-Württemberg (Nach Ziekow et. al. 2005, S. 40)
 
 
a) Umfang und Schwierigkeit der Prüfung 
 
Zunächst einmal hängt die Dauer eines Verfahrens vom erforderlichen materiellen Prüfungsaufwand ab. Dabei geht es 
zum einen um die Zahl der einzelnen materiellen Anforderungen an ein Vorhaben, zum anderen um den Aufwand zur 
Klärung der Frage, ob sie erfüllt werden oder erfüllt werden können.  Der Antragsteller hat nach dem geltenden 
Recht
13 in der Regel eigene Untersuchungen vorzunehmen, zu dokumentieren und die Ergebnisse mit den Antragsun-
                                                 
12 Zur Beschleunigungsdebatte m.w.N. Sparwasser/Engel/Vosskuhle, Umweltrecht, § 4 Rn. 4 ff.  
13 Siehe § 6 UVPG für die UVP-pflichtigen Vorhaben; die Vorlage prüffähiger Unterlagen wird inzwischen in den meisten Fachgesetzen verlangt.  
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terlagen der Genehmigungsbehörde vorzulegen. Dies bedeutet zwar eine erhebliche Entlastung der Genehmigungsbe-
hörde, die die erforderlichen Prüfungen nicht mehr selbst vornehmen muss, sondern sich zunächst auf eine nachvoll-
ziehende Kontrolle beschränken darf.
14 
 
Sowohl die Zahl der materiellen Genehmigungsvorschriften als auch der zu ihrer Prüfung erforderliche Aufwand ha-
ben in den letzten Jahrzehnten kontinuierlich zugenommen. Als Beispiel seien die Vorschriften zum Lärmschutz ge-
nannt. Hier hat es eine geradezu explosionsartige Vermehrung von gesetzlichen Bestimmungen und untergesetzlichen 
Regelwerken
15 gegeben, in denen die Ergebnisse der modernen Lärmwirkungsforschung
16 ihren Niederschlag gefun-
den haben. Ähnliche Entwicklungen haben sich im Wasserrecht, im Bodenschutzrecht oder im Naturschutzrecht erge-
ben.  
 
Die Prüfung der Umweltschutzstandards ist teilweise äußerst kompliziert und aufwändig. Erwähnt seien die notwendi-
gen Messungen von Lärm und Schadstoffkonzentrationen in den Umweltmedien Boden, Wasser und Luft sowie die 
Feststellung der Beeinträchtigungen von besonders geschützten Arten der Flora und Fauna. Dabei spielt es für den 
erforderlichen Zeitaufwand nur eine begrenzte Rolle, ob die erforderlichen Prüfungen von der Genehmigungsbehörde 
selbst vorgenommen werden oder vom Antragsteller selbst.
17 Als Extrembeispiel mag die Prüfung der Eignung von 
Lagerstätten als Endlager für radioaktive Abfälle genannt werden, die sich ohne greifbares Ergebnis nun bereits über 
Jahrzehnte hinzieht.
18 Hinzu kommt, dass sich die für Genehmigungsverfahren maßgebenden Erkenntnisse aus Wis-
senschaft und Technik sehr dynamisch entwickeln, weshalb Prüfroutinen ständigen Veränderungen unterworfen wer-
den müssen. 
 
b) Verfahrensrechtliche Anforderungen  
 
Der zweite wesentliche Zeitfaktor von Genehmigungsverfahren wird durch die rechtlich vorgegebenen Verfahrens-
schritte bestimmt. Verfahrensanforderungen bestehen nicht um ihrer selbst willen, sondern dienen der Ermittlung des 
Sachverhalts und damit der Ergebnisrichtigkeit ebenso wie der Gewährleistung von Transparenz und Partizipation und 
der Schaffung von Akzeptanz. So hat die Anhörung von Betroffenen zum einen das Ziel, diesen Beteiligungs- und 
Einflussmöglichkeiten zu eröffnen, zum anderen aber auch das Ziel, Informationen über befürchtete Auswirkungen auf 
die Rechtskreise der Betroffenen zu gewinnen. Beide Ziele dienen der Verwirklichung verfassungsrechtlicher Prinzi-
pien, nämlich des Rechtsstaatsprinzips, des Demokratieprinzips und grundrechtlicher Gewährleistungen.  
Auch für die verfahrensrechtlichen Anforderungen an Genehmigungsverfahren gilt, dass ihre Zahl zugenommen hat 
und ihre Erfüllung zeitaufwändiger geworden ist. Das gilt insbesondere im Hinblick auf diverse Anforderungen des 
Europarechts, die in Deutschland in die nationalen Verfahrensordnungen vielfach nur unvollkommen integriert worden 
sind und deshalb zumeist zusätzlich erfüllt werden müssen. Dies gilt etwa für die Umweltverträglichkeitsprüfung, die 
europarechtlich vorgegeben wurde
19 und formell neben die nationale Amtsermittlung (§ 24 VwVfG) getreten ist, aber 
auch für andere Prüfungen, etwa diejenige auf Gebietsverträglichkeit nach Art. 6 Abs. 3 FFH-RL.
20  
 
c) Ausstattung der Genehmigungsbehörde 
 
Zu den wesentlichen Determinanten der Verfahrensdauer gehört naturgemäß auch die Ausstattung der zuständigen 
Genehmigungsbehörden mit qualifiziertem Personal und Sachmitteln. Die Dauer von Genehmigungsverfahren ist zwar 
nicht direkt proportional zum Ressourceneinsatz, weshalb sich durch die Bereitstellung zusätzlicher Mittel die Verfah-
ren nicht beliebig beschleunigen lassen. Gleichwohl besteht hier ein enger Zusammenhang.
21  
Es lässt sich feststellen, dass sich die Personalausstattung der Behörden in den letzten Jahren im Durchschnitt ver-
schlechtert hat, obwohl die Zahl der Genehmigungsverfahren angestiegen ist. Hier fehlen aber genauere empirische 
Untersuchungen. Die Aussagekraft statistischen Materials wäre auch begrenzt, nicht zuletzt deshalb, weil – wie oben 
dargelegt – Prüfungsaufwand und Verfahrensaufwand zugenommen haben und deshalb über längere Zeiträume hin-
weg nur schwer vergleichbar sind. Immerhin lässt sich vermuten, dass vor allem der verstärkte Einsatz der elektroni-
schen Datenverarbeitung zu einer wesentlichen Beschleunigung geführt hat, auch wenn sich insoweit ebenso wenig 
empirische Feststellungen finden lassen.  
                                                 
14 Zum Begriff der nachvollziehenden Amtsermittlung, J. P. Schneider Kooperative Verwaltungsverfahren, VerwArch 1996, 38 ff.; Kopp/Ramsauer, 
§ 24 Rn. 10 a. 
15 Genannt seien ohne Anspruch auf Vollständigkeit TA Lärm, Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm vom 26. August 1998 (GMBl. Nr. 26 
vom 28. August 1998 S. 503); 16. BImSchV - Verkehrslärmschutzverordnung  vom 12. Juni 1990 (BGBl. I S. 1036); 32. BImSchV - Geräte- und 
Maschinenlärmschutzverordnung vom 29. August 2002 (BGBl. I S. 3478); zudem existieren in den Ländern unterschiedliche Freizeitlärm-Richtlinien. 
16 Siehe hierzu das Umweltgutachten des Sachverständigenrats für Umweltfragen 1987, S. 393ff.; Jansen, Zum Stand der Wirkungsforschung, in: 
Koch (Hrsg.), Schutz vor Lärm, S. 9 (15).  
17 Bsp. Prüfung des Vogelzuges vor der Genehmigung von Offshore-Anlagen nach § 3 Nr. 1 SeeAnlV,  Schomerus/Busse, Strategische Umweltprü-
fung bei planerischen Ausweisungen für Offshore-Windparks in der deutschen ausschließlichen Wirtschaftszone, NordÖR 2005, 45 (48), Bönker, 
Windenergieanlagen auf hoher See - Rechtssicherheit für Umwelt und Investoren? NVwZ 2004, 537 (540).  
18 S. hierzu Ramsauer, Planfeststellung ohne Abwägung? NVwZ 2008 (i.E.).  
19 Richtlinie 85/337/EWG des Rates vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten.   
20 Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere und Pflanzen.  
21 Ausführliches Datenmaterial zur Dauer von Zulassungsverfahren im Immissionsschutzrecht, Waerrrecht und Baurecht in: Ziekow(Oertel/Windoffer, 
Dauer von Zulassungsverfahren.  
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d) Effizienz des Ressourceneinsatzes 
 
Schließlich wird die Dauer von Genehmigungsverfahren durch die Effizienz des Ressourceneinsatzes bestimmt. Dabei 
geht es um die gesamte Aufbau- und Ablauforganisation der beteiligten Behörden, vom Verwaltungsaufbau über die 
Bestimmung der örtlichen und sachlichen Zuständigkeiten bis hin zur behördeninternen Organisation und Verteilung 
der Aufgaben und die Strukturierung der Verfahrensabläufe. Was den Verwaltungsaufbau anlangt, haben sich in den 
letzten Jahren in den Ländern wesentliche Veränderungen ergeben. So hat etwa das Land Niedersachsen die Mit-
telinstanz (Regierungspräsidien) abgeschafft und die Aufgaben im Wesentlichen auf die Kreisebene, teilweise auch auf 
Fachbehörden und die Regierungsebene verlagert.
22 Demgegenüber hat Nordrhein-Westfalen etwa die Mittelinstanz 
gestärkt und die Zahl der Fachbehörden beschränkt.
23 Die Länder ohne Mittelinstanz haben bisher weitgehend vergeb-
lich versucht, die Zahl der Kreise zu verringern, um sicherzustellen, dass Verwaltungseinheiten und Verwaltungsabtei-
lungen hinreichend groß und den jeweiligen Aufgaben auch fachlich gewachsen sind.
24  
 
Verwaltungswissenschaftlich lässt sich feststellen, dass die Größe von Verwaltungseinheiten sich nicht nur an der 
Menge etwa der Genehmigungsverfahren orientieren muss, sondern auch an der Komplexität der Prüfaufgaben. Die 
dynamische Entwicklung von Wissenschaft und Technik, die etwa in umweltrelevanten Genehmigungsverfahren eine 
große Rolle spielt, kann in den Genehmigungsbehörden nur hinreichend verfolgt und berücksichtigt werden, wenn ein 




II. Die Möglichkeiten einer Beschleunigung von Genehmigungsverfahren 
 
Auf der Ebene der Gesetzgebung kann eine Beschleunigung durch den Abbau von materiellen Genehmigungsvoraus-
setzungen, also eine Verringerung des Prüfprogramms (materielle Deregulierung) oder durch einen Abbau von Verfah-
renselementen,  also  eine  Verschlankung  des  Genehmigungsverfahrens  (formelle  Deregulierung)  erreicht  werden. 
Diesen Möglichkeiten sind indessen enge Grenzen gezogen. Der Verzicht auf einzelne materielle Genehmigungsvor-
aussetzungen oder auf bestimmte Prüfstandards bedeutet zugleich eine Einschränkung des Schutzes der Allgemeinheit 
oder von Individualrechten, in deren Interesse sie eingeführt wurden und unter verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten 
u.U. auch eingeführt werden mussten. Ähnliches gilt für den Verzicht auf einzelne Verfahrensschritte in den Geneh-
migungsverfahren. Auch hier ist der Spielraum eng, weil die Verfahrensschritte teilweise verfassungsrechtlich, teilwei-
se auch europarechtlich vorgegeben sind.
26  
 
Auf der Ebene der Verwaltung lassen sich Beschleunigungseffekte durch Effizienzsteigerungen erzielen, also durch 
eine Optimierung von Aufbau- und Ablauforganisation. Infrage kommt darüber hinaus auch eine Steigerung des Res-
sourceneinsatzes, also durch mehr Personal und bessere sächliche Ausstattung. Da angesichts des Diktats knapper 
öffentlicher Kassen mit signifikanten Verbesserungen der Personalausstattung nicht zu rechnen ist, wird eine Steige-
rung des Ressourceneinsatzes nur in Einzelfällen durch Umschichtungen und Verlagerung von Ressourcen zu erwarten 
sein. Zur Steigerung der Effizienz und damit auch zur Beschleunigung hat in den letzten Jahren vor allem der Einsatz 
von IuK-Technik beigetragen. Die sich hier bietenden Möglichkeiten sind allerdings noch keineswegs ausgeschöpft. 
Das gilt nicht nur für die sog. Elektronische Akte, sondern auch für die Verkürzung und Verbesserung der Kommuni-
kationswege (Bekanntgabe von VAen usw.). 
 
III. Beschleunigung durch formelle Deregulierung 
 
Auf den ersten Blick erscheint eine Beschleunigung durch formelle Deregulierung, also durch den Verzicht auf einzel-
ne Schritte des Genehmigungsverfahrens oder sogar auf einzelne Genehmigungserfordernisse überhaupt als eine Art 
Königsweg der Beschleunigung. Es lassen sich Beschleunigungen erreichen, ohne dass auf materielle Anforderungen 
verzichtet werden müsste. Gleichwohl ergeben sich auf den zweiten Blick erhebliche Probleme:  
 
1. Spielarten formeller Deregulierung 
 
                                                 
22 Kritisch hierzu Reffken, Die Reform der Umweltverwaltung in den Flächenländern und der niedersächsische Sonderweg - Modellansatz oder 
Muster ohne Wert?  NordÖR 2007, 1 (4ff).  
23 Zu den unterschiedlichen Konzepten vgl. Bogumil, Verwaltungsstrukturreformen in den Bundesländern - Abschaffung oder Reorganisation der 
Bezirksregierungen?, ZG 2007, 246f.  
24 Zur gescheiterten Kreisreform in MV siehe Mehde, Das Ende der Regionalkreise? Zur Entscheidung des Landesverfassungsgerichts Mecklenburg-
Vorpommern, NordÖR 2007, 331.  
25 S. Kritik von Koch an der Größe von Behörden: Sachverständigenrat für Umweltfragen – Umweltverwaltungen unter Reformdruck, Sondergutach-
ten 2007, S. 83 und 88. 
26 Zur Kritik etwa am GenBeschlG s. die Nachweise bei Kopp/Ramsauer Einf. Rn. 31, Fn. 52. 
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Am weitesten geht der gänzliche Verzicht auf ein fachrechtlich vorgesehenes Genehmigungsverfahren, wie er inzwi-
schen im Bauordnungsrecht der Länder für kleinere Bauvorhaben vorgesehen ist.
27 Eine umfassende Prüfung von 
Genehmigungserfordernissen sieht Art. 9 Abs. 2 i.V.m. Art. 39 Abs. 1 der Dienstleistungsrichtlinie vor. Danach sind 
die Mitgliedstaaten verpflichtet, sämtliche Genehmigungstatbestände im Anwendungsbereich der Richtlinie daraufhin 
zu überprüfen, ob sie aus zwingenden Gründen des öffentlichen Wohls geboten sind. Weniger weit geht die bloße 
Einschränkung des Prüfungsspektrums im Genehmigungsverfahren. Auch hierfür finden sich im Bauordnungsrecht der 
Länder Beispiele. So wird etwa die Prüfung von Baugenehmigungsanträgen bei bestimmten Bauvorhaben im Wesent-
lichen
28 auf die Vereinbarkeit mit dem Bauplanungsrecht beschränkt. Das bedeutet nicht, dass die Einhaltung der übri-
gen Vorschriften des materiellen Rechts, etwa des Bauordnungsrechts, keine Rolle mehr spielt, sondern Sache des 
Bauherrn selbst ist. Es handelt sich der Sache nach also um einen Teilverzicht auf das Genehmigungsverfahren.  
 
Weitere Spielarten der formellen Deregulierung finden sich im Bereich der teilweisen oder vollständigen Auslagerung 
oder  Privatisierung  des  Prüfungsverfahrens.  Denkbar  ist  etwa  die  Übertragung  des  gesamten  Aufgabenkomplexes 
„Prüfung und Genehmigung“ auf einen beliehenen Unternehmer,  wie dies etwa bei der Prüfung von Kfz nach §§ 19, 
21f, 29 StVZO seit vielen Jahrzehnten üblich ist. Denkbar ist es auch, einzelne Prüfungsteile auszulagern. So ist etwa 
die Prüfung der Baustatik seit langem den Prüfingenieuren für Baustatik übertragen. In einigen Ländern ist inzwischen 
vorgesehen, dass diese aufgrund eines privatrechtlichen Auftrags für den Bauherrn tätig werden. Die Prüfergebnisse 
hat der Bauherr dann im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens vorzulegen. Um eine weitgehende Privatisierung 
des Prüfungsverfahrens handelt es sich in den Fällen der Zertifizierung bzw. der akkreditierten Zertifizierung.
29 Hier 
wird die Kontrolle von einer i.d.R. privatrechtlichen Einrichtung vorgenommen, die bei positivem Ausgang des Prü-
fungsverfahrens anstelle einer hoheitlichen Genehmigung ein Zertifikat ausstellt. Um eine sach- und fachgerechte, 
objektive und  Prüfung sicherzustellen, werden Zertifizierungsstelle und Zertifizierungsverfahren staatlich beaufsich-
tigt, wobei eine sog. Akkreditierung der Zertifizierungsstelle in Betracht kommt. 
 
2. Verfassungsrechtliche und rechtspolitische Problematik  
 
Die formelle Deregulierung kann indessen nicht als Königsweg der Beschleunigung angesehen werden, weil sie auch 
erhebliche Nachteile haben kann und weil ihr aus verfassungsrechtlichen Gründen auch Grenzen gesetzt sind. Ein 
gänzlicher Verzicht auf eine staatliche Präventivkontrolle kann nämlich das öffentliche Interesse ebenso wie das priva-
te Interesse von Drittbetroffenen empfindlich beeinträchtigen.  Um dies zu ermessen, muss man sich die Gründe für 
Präventivkontrollen vor Augen führen. Dabei geht es in erster Linie um die Sicherheitsinteressen der Allgemeinheit, 
die davor geschützt werden soll, dass Maßnahmen, Anlagen oder Aktivitäten mit Schädigungspotential von Privatper-
sonen begonnen werden, ohne dass die Vereinbarkeit mit den Anforderungen des materiellen Rechts zuvor geprüft 
worden ist. Die repressive Kontrolle im Nachhinein kann zu spät kommen; sie findet nicht selten erst dann statt, wenn 
Missstände oder gar Schäden bereits eingetreten sind. Derartige Schäden können auch private Dritte treffen, die von 
der (nicht mehr genehmigungsbedürftigen) Anlage ausgehen.  
 
Der Aspekt der Schadensverhütung durch präventive Kontrollen hat nicht nur eine rechtspolitische, sondern auch eine 
verfassungsrechtliche Dimension. Der Staat ist nämlich nicht nur verpflichtet, seinerseits Eingriffe in Grundrechtsposi-
tionen zu unterlassen, sondern auch, Rechte und Rechtsgüter der Bürger wirksam zu schützen.
30 Die Ausgestaltung des 
Schutzes ist zwar grundsätzlich Sache des Gesetzgebers; es kann aber in bestimmten Konstellationen, insbesondere 
zum Schutz wichtiger Rechtsgüter gegen typischerweise schadensträchtige Aktivitäten geboten sein, diese Schutz-
pflicht auch im Rahmen des Verfahrensrechts zu erfüllen und eine präventiver Kontrolle vorzunehmen.
31 
 
Auch der Träger eines Vorhabens selbst kann ein berechtigtes Interesse daran haben, dass über die Rechtmäßigkeit 
vorab entschieden wird. Dieses Interesse besteht vor allem im Hinblick auf die Rechts- und Investitionssicherheit: Ein 
genehmigtes Vorhaben ist gegen nachträgliche Maßnahmen (Verbote, Abrissverfügungen usw.) weitaus besser ge-
schützt als eines, das ohne Präventivkontrolle durchgeführt wurde. Zwar schützt auch eine Genehmigung i.d.R. nicht 
davor, dass bei wesentlicher Änderung der Sach- und Rechtslage nachträgliche Maßnahmen insbesondere zur Gefah-
renabwehr ergriffen werden.
32 Dies setzt – soweit keine besondere fachrechtliche Ermächtigung vorhanden ist – aber 
voraus, dass die Voraussetzungen entweder einer Rücknahme oder eines Widerrufs der Genehmigung gegeben sind.
33 
 
3. Beschleunigung zeitaufwandsrelevanter Verfahrenselemente 
 
                                                 
27 S. hierzu die Übersicht bei Jäde,  Zur aktuellen Entwicklung des Bauordnungsrechts, ZfBR 2008, 538 (541).  
28 Vgl. etwa § 61 Abs. 2 HBauO: Begrenzung auf Bauplanungsrecht, die naturschutzrechtliche Eingriffsregelung sowie die Abstandsflächenvorschrif-
ten.  
29 S. hierzu umfassend Bieback, Akkreditierte Zertifizierung, 2008. 
30 Zur Schutzpflicht des Staates näher Calliess, Schutzpflichten, in: Merten/Papier, Handbuch der Grundrechte in Deutschland und Europa, Band 2, 
2006. 
31 Zur Rolle der Schutzpflicht bei der Ausgestaltung von Verfahrensbestimmungen Schmidt-Aßmann, Grundrechte als Organisations- und Verfah-
rensgarantien in: Merten/Papier, Handbuch der Grundrechte in Deutschland und Europa, Band 2, 2006. 
32 Zur Zulässigkeit nachträglicher Maßnahmen Finkelnburg/Ortloff, Öffentliches Baurecht, Band II, § 15.  
33 Näher Kopp/Ramsauer, § 36 Rn. 50  ff.  
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Da die bisherigen Überlegungen ergeben haben, dass eine materielle Deregulierung nachteilige Auswirkungen haben 
kann, kommt es darauf an, näher zu untersuchen, ob einzelne zeitaufwandsrelevanten Verfahrenselemente sich ohne 
Nachteile für die betroffenen Schutzgüter mit dem Ziel einer Beschleunigung modifizieren lassen. Die nachfolgenden 
Gedanken können nur skizzenhaft ausfallen, weil präzise Aussagen ein entsprechendes Datenmaterial voraussetzen, 
das derzeit nicht verfügbar ist. Deshalb handelt es sich im Folgenden um Vorüberlegungen, die bereichsspezifisch 
differenziert werden und denen empirisch abgesicherte Untersuchungen folgen müssten.  
 
a)  Informationserhebung und -verarbeitung  
 
Beschleunigungseffekte können im Bereich der Erhebung und Verarbeitung von Informationen erzielt werden, indem 
etwa die entsprechenden Aufgaben auf den Antragsteller abgewälzt werden. Von dieser Möglichkeit hat der Gesetzge-
ber in vielen Bereichen bereits Gebrauch gemacht. So werden die Prüfungspflichten nicht nur bei der Umweltverträg-
lichkeitsprüfung, sondern auch in vielen anderen Bereichen etwa des Arzneimittelrechts
34 und des Technikrechts auf 
den Antragsteller übertragen mit der Folge, dass die zuständige Behörde sich auf eine Kontrolle des vorgelegten Un-




Derartige Regelungen führen zunächst einmal lediglich zu einer Verlagerung des Prüfungsaufwands, nicht zu seiner 
Verringerung und damit auch nicht notwendig zu einer Reduzierung der Kosten. Ein Beschleunigungs- und Kostenre-
duzierungseffekt kann aber insoweit damit verbunden sein, als der Antragsteller die erforderlichen Untersuchungen 
u.U. schneller und kostengünstiger durchführen (lassen) kann als die zuständige Behörde. Vor allem hat der An-
tragsteller es in der Hand, vorhandene Beschleunigungsmöglichkeiten auszuschöpfen und gewisse damit etwa verbun-
dene Kostensteigerungen in Kauf zu nehmen. Er kann also selbst entscheiden, was für ihn wirtschaftlich günstiger ist.  
 
Eine ähnliche Funktion kann die Einführung von Mitwirkungsobliegenheiten für die übrigen Beteiligten haben. Gerade 
in Verfahren, in denen es eine Mehrzahl von Betroffenen gibt, erlaubt die Einführung derartiger gesteigerter Obliegen-
heiten eine deutliche Entlastung der Behörde, die sich dann darauf beschränken kann, die vorgebrachten Einwendun-
gen usw. zu würdigen und nur in einzelnen Fällen weitere Aufklärung vorzunehmen. Materiell werden derartige Mit-
wirkungspflichten bzw. Obliegenheiten nicht selten auch durch die Einführung von Präklusionsregelungen unterstützt, 
die dann eine spätere Berufung der Betroffenen auf nicht (rechtzeitig) vorgebrachte Einwendungen ausschließen.
36 
 
Eine weitere Möglichkeit zur Beschleunigung besteht in der Entlastung der Behörde und der Beteiligten durch die 
Einführung von Grenz- oder Richtwerten sowie von technischen und anderen Standards. Vor allem die Grenzwerte im 
Umweltrecht haben bewirkt, dass die Frage der Gefährlichkeit oder Zumutbarkeit von bestimmten Immissionen nicht 
mehr in jedem Einzelfall anhand der konkreten Umstände beurteilt werden muss. Vielmehr kann sich die zuständige 
Behörde zumindest im Regelfall darauf beschränken, die Einhaltung der Grenzwerte festzustellen. Technische Regel-
werke geben vielfach die Messverfahren vor und entlasten die zuständige Behörde, die anderenfalls u.U. den erforder-
lichen Sachverstand erst beschaffen müsste. Eine vergleichbare Funktion haben vielfach Verwaltungsvorschriften, die 
der zuständigen Behörde nicht nur Leitfäden für das regelhafte Vorgehen an die Hand geben, sondern auch Erfah-
rungswerte enthalten, die von der Behörde zugrunde gelegt werden können, sofern die Beteiligten nicht widersprechen 
und konkrete Einwände vortragen.  
 
b)   Optimierung der Aufbau- und Ablauforganisation 
 
Es steht zu vermuten, dass den vorhandenen Aufbau- und Ablauforganisationen noch erhebliche Beschleunigungspo-
tentiale innewohnen. Dabei geht es etwa um Konzentration oder Dezentralisation, um die Größe von Verwaltungsein-
heiten, um den Zuschnitt von Zuständigkeiten, um neue Organisationsformen wie etwa dem Front-Office-Back-Office-
System usw. Diese Fragen weisen weit über das hier behandelte Thema hinaus; Organisationsfragen müssen unter 
vielfältigen Aspekten behandelt werden, nicht nur unter dem der Beschleunigung. Die unterschiedlichen Ansätze der 
aktuellen Verwaltungsreformen
37 zeigen, dass es hier offenbar große Unterschiede in der Bewertung gibt. Verallge-
meinerungsfähige empirische Untersuchungen aus neuerer Zeit, die einen Zusammenhang zwischen bestimmten Orga-
nisationsstrukturen und der Dauer von  Verwaltungsverfahren festgestellt hätten, sind indessen nicht verfügbar. Des-
halb sind insoweit nur Vermutungen möglich. 
 
Die Möglichkeiten einer Beschleunigung von Verfahren durch Einschränkungen der Beteiligung anderer Behörden 
und Stellen sind begrenzt. Soweit eine Beteiligung von Fachbehörden aufgrund einer Verfahrenskonzentration bei 
einer „federführenden“ Behörde oder aufgrund besonderer gesetzlicher Anordnung ohnehin geboten ist,
38 kommt ein 
vollständiger oder teilweiser Verzicht nicht in Betracht, weil anderenfalls der erforderliche Sachverstand nicht be-
                                                 
34 Siehe etwa §§ 22 ff. AMG 
35 So wird etwa im Baugenehmigungsverfahren die Information der Nachbarn in einigen Bauordnungen den Bauherrn übertragen. 
36 S. hierzu näher Kopp/Ramsauer § 31 Rn. 9; ferner Wahl/Schütz in Schoch: § 42 Rn. 107, Brandt, Präklusion im Verwaltungsverfahren, NVwZ 
1997, 233.  
37 So hat etwa Niedersachsen die Mittelbehörden abgeschafft, Nordrhein-Westfalen sie auf Kosten der Fachbehörden gestärkt, vgl. auch die Fn. 22-24.  
38 S. z.B. § 13 BImSchG; §§ 73, 75 VwVfG für die Planfeststellungsverfahren. 
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schafft werden kann. Aber auch im Übrigen werden Verzögerungen durch eine Beteiligung von Fachbehörden, die von 
der zuständigen Behörde  nicht zu vermeiden sein. Die Versuche, den Behörden durch Gesetz Fristen zu setzen und 
diese mit einer Präklusionswirkung zu versehen, haben bisher keine nennenswerten Beschleunigungseffekte zur Folge 
gehabt. Diese sog. Behördenpräklusion ist rechtlich äußerst bedenklich, weil sie zur Folge haben könnte, dass berech-
tigte öffentliche Interessen nur deshalb keine Berücksichtigung finden, weil die zur Wahrnehmung dieser Interessen 
zuständige Behörde die Stellungnahme nicht rechtzeitig abgegeben hat. Dies ist mit dem Prinzip der Gesetzmäßigkeit 
der Verwaltung kaum zu vereinbaren.
39 Deshalb beschränken sich die Möglichkeiten, im Rahmen der Beteiligung 
anderer Behörden zu Zeiteinsparungen zu gelangen, auf eine „intelligente“ Ablauforganisation, etwa durch das sog. 
Sternverfahren (vgl. § ** VwVfG) oder Antragskonferenzen (§ ** VwVfG).  
 
c) Anhörung von Beteiligten, Betroffenen und u.U. der Öffentlichkeit  
 
Auch die Möglichkeiten der Beschleunigung der Anhörung von Beteiligten, Betroffenen und – etwa in UVP-Verfahren 
– der Öffentlichkeit sind ebenfalls stark begrenzt. Hier haben die diversen Beschleunigungsgesetze in jüngerer Zeit 
bereits einige Versuche unternommen, die teilweise zu Recht kritisiert worden sind. Da die Anhörungsrechte als solche 
aus  verfassungsrechtlichen  Gründen  unverzichtbar  sind,  kommt  hier  nur  eine  Modifizierung  der  Ausgestaltung  in 
Betracht. Bei der Auslegung von Plänen und der Durchführung von Anhörungs- und Einwendungsverfahren wird 




Kritisch zu bewerten ist die inzwischen vermehrt geforderte
41 und mit dem Infrastrukturplanungsbeschleunigungsge-
setz
42 teilweise eröffnete Möglichkeit eines Verzichts auf den Erörterungstermin in Planfeststellungsverfahren, wie er 
nunmehr auch Eingang in das allgemeine VwVfG finden soll. Auch hier stehen den vermuteten Einsparpotentialen 
gegenläufige Interessen gegenüber. So gilt es etwa, die ohnehin in Großverfahren feststellbare Entfremdung zwischen 
den Akteuren zu vermeiden. Allerdings werden sich die Erörterungsverfahren im Zuge der Einführung der elektroni-
schen Auslegung künftig auch effizienter organisieren lassen.  
 
III. Materielle Deregulierung  
 
Zur materiellen Deregulierung müssen einige wenige Bemerkungen ausreichen. Es ist klar, dass ein Verzicht auf Auf-
gaben eine Entlastung der Verwaltung und in der Tendenz auch eine Beschleunigung der verbliebenen Restaufgaben 
zur Folge haben kann. Dabei geht es aber nicht um die hier behandelte Beschleunigung, bei der die Verwaltungsaufga-
ben, also die materiellen Prüfprogramme im Grunde die Konstante bilden. Gleichwohl dürfte es sich lohnen, die mate-
rielle Aufgabenkritik fortzusetzen bzw. zu intensivieren. Außerdem scheint es unverzichtbar zu sein, die materiellen 
Regelungen des Verwaltungsrechts deutlich stärker als bisher im Hinblick auf ihre Umsetzungsfähigkeit zu prüfen. 
Insoweit existieren derzeit leider lediglich Ansätze.
43 Die exzessive Kompromisshaftigkeit der derzeitigen Gesetzge-
bung und der Trend zu immer weiter ausdifferenzierten Regelungen im vermeintlichen Interesse materieller Gerech-
tigkeit sind wesentliche Ursachen für die hohe Komplexität auch der Genehmigungsverfahren und damit auch für ihre 
Dauer. 
 
IV. Mitarbeiterbezogene Beschleunigungsanreize  
 
1. Das Neue Steuerungsmodell (NSM) 
 
Vom Einsatz des sog. Neuen Steuerungsmodells hatte man sich in den neunziger Jahren eine deutliche Effizienzsteige-
rung erhofft.
44 An die Stelle von strikten Anordnungen, Zuweisungen und Vorgaben sollte ein stärker auf Eigenver-
antwortung und Vereinbarungen aufbauendes System treten. Vor allem durch den Abschluss von Leistungsvereinba-
rungen innerhalb der Behördenhierarchie und die Einführung des sog. AKV-Prinzips, wonach Aufgaben, Kompeten-
zen und Verantwortung für einzelne Verwaltungseinheiten definiert und zusammengeführt werden sollen, erhoffte man 
sich Motivationssteigerungen und bessere Arbeitsergebnisse.  
 
Die bisherigen Erfahrungen mit dem NSM sind eher ernüchternd.
45 Zwar werden innerhalb der Verwaltung nach wie 
vor in vielen Bereichen Leistungsvereinbarungen abgeschlossen, diese dienen aber vor allem dem späteren Controlling 
durch die Rechnungshöfe. Das AKV-Prinzip hat sich innerhalb der Verwaltung kaum durchgesetzt.  
                                                 
39 Hierzu näher kritisch Kopp/Ramsauer § 73 Rn. 34. 
40 Stember, Prozessmanagement im e-Government - Hintergründe, Probleme und Beispiele für Effizienzsteigerungen durch digitalisierte Verwal-
tungsdienstleistungen in: Biler/Schwarting, e-government, Perspektiven - Probleme – Lösungsansätze, 2007.  
41 Nachweise bei Kopp/Ramsauer (Fn. 2 und 4 ) , § 73 Rn. 3. 
42 Gesetz zur Beschleunigung von Planungsverfahren für Infrastrukturvorhaben vom 9. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2833).  
43 Z.B. den Nationalen Normenkontrollrat, vgl. § 1 NRKG, und Jann/Jantz, Bürokratiekostenmessung in Deutschland, ZG 2008, 51.  
44 Zum NSM siehe näher "Das Neue Steuerungsmodell", KGSt-Bericht Nr. 5/1993; Jann, Neues Steuerungsmodell, in Blanke (Hrsg.) Handbuch zur 
Verwaltungsreform, 2005; Püttner, Verwaltungslehre, § 14 Rn 76.  
45König, Markt und Wettbewerb als Staats- und Verwaltungsprinzipien, DVBl. 1997, 239; Kuhlmann, Evaluation lokaler Verwaltungspolitik: Umset-
zung und Wirksamkeit des Neuen Steuerungsmodells in den deutschen Kommunen, PVS 2004, 370.  
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2. Leistungsorientierte Bezahlung   
 
Eine weitere Baustelle mit dem Ziel einer Effizienzsteigerung ist das Konzept einer leistungsorientierten Bezahlung im 
öffentlichen Dienst. Bisher erfolgen sowohl die Bezahlung der Angestellten im öffentlichen Dienst als auch die Besol-
dung der Beamten im Wesenlichen nach dem Dienstpostenprinzip und dem Prinzip der Beschäftigungsdauer. Sämtli-
che Dienstposten im öffentlichen Dienst sind einer Tarifstufe oder einer Besoldungsstufe zugewiesen, innerhalb derer 
eine Staffelung nach Dienstjahren oder – bei Richtern – nach Lebensjahren erfolgt.  
 
Die Tarifverträge im öffentlichen Dienst und das Bundesbesoldungsgesetz sehen neuerdings Leistungskomponenten 
der Bezahlung vor.
46 Ein Teil der tarifvertraglich ausgehandelten Erhöhungen soll danach einem Pool zugeführt wer-
den, aus dem dann Leistungszulagen an Bedienstete mit besonders guten Leistungen gezahlt werden sollen. Ähnlich 
soll im Bereich der Beamten und sogar der Richter verfahren werden. Weitergehende Modelle sehen vor, dass die 
Angehörigen des öffentlichen Dienstes nur noch einen Sockelbetrag als garantiertes Gehalt bzw. als garantierte Besol-
dung erhalten sollen, der dann je nach Leistung durch Zulagen aufgestockt wird.  
 
Eine Umsetzung dieser neuen Konzepte hat bisher nicht oder nur sehr rudimentär stattgefunden. Grund dafür sind vor 
allem die begrenzte Akzeptanz durch das Personal und das Problem der Leistungsmessung. Diesen Fragen soll hier 
nicht weiter nachgegangen werden. Zweifelhaft ist jedenfalls, ob eine Umstellung des Bezahlungs- bzw. Besoldungs-
systems zu einer signifikanten Leistungssteigerung führen wird, insbesondere wegen der erheblichen Akzeptanzprob-
leme nicht nur des Systems an sich, sondern auch der einzelnen Leistungsbewertungen.  
 
3. Bearbeitungsfristen mit Fiktionswirkungen  
 
Echte  Anreizwirkungen  haben  Regelungen,  die  feste  Bearbeitungsfristen  vorsehen  und  die  Überschreitung  dieser 
Fristen mit Sanktionen, insbesondere mit der Fiktion der beantragten Genehmigung, verbinden. Das liegt nicht nur an 
der Publizität, die die Fristüberschreitung durch die damit ausgelöste fiktive Genehmigung erhält, sondern auch durch 
die Drohung mit zusätzlichem Aufwand, der dadurch entsteht, dass  eine rechtswidrige fiktive Genehmigung im Wege 
der Rücknahme wieder beseitigt werden muss. Dabei geht es nicht nur um den eigenen Arbeitsaufwand (Erlass des 
Rücknahme-Verwaltungsakts usw.), sondern auch um die drohenden Entschädigungsansprüche des Betroffenen, der 
im Vertrauen auf die fiktive Genehmigung bereits Aufwendungen hatte (vgl. § 48 Abs. 6 VwVfG). Verfassungsrecht-
lich ist gegen solche Fiktionsregelungen indessen jedenfalls dann nichts einzuwenden, wenn die Möglichkeit einer 
Korrektur des Verwaltungsakts durch Rücknahme (§ 48 VwVfG) besteht. Dementsprechend sind in jüngerer Zeit – 
wie bereits erwähnt – vor allem im Bauordnungsrecht Bearbeitungsfristen mit Fiktionswirkungen eingeführt worden. 
Auch die Umsetzung der Dienstleistungs-RL wird diesem Instrument weitere Impulse geben.  
 
V. Verbesserung der personellen und sachlichen Ressourcen  
 
Sicherlich könnte eine weitere Beschleunigung auch durch eine Verbesserung der Ausstattung der Genehmigungsbe-
hörden erreicht werden. Was die Ausstattung mit Sachmitteln anlangt, stehen Einrichtungen und Geräte zur elektroni-
schen Datenverarbeitung im Mittelpunkt. Unter dem Stichwort e-government wird bereits seit mehreren Jahren die 
„Elektronifizierung“ der Verwaltung rasant vorangetrieben. Hier besteht ohne Zweifel auch noch weiteres Beschleuni-
gungspotential, das in den nächsten Jahren zu einer Verkürzung der Dauer von Verwaltungsverfahen führen dürfte.  
 
Mit einer signifikanten Aufstockung des Personals der Genehmigungsbehörden ist mittelfristig nicht zu rechnen. An-
gesichts der hohen Schuldenbelastung der öffentlichen Hand ist trotz eines Einnahmezuwachses in den letzten beiden 
Jahren nicht mit einer Entspannung der Haushaltslage zu rechnen. Hinzu kommt, dass die öffentliche Hand das Prob-
lem der Versorgung ihrer Beamtenschaft nach wie vor nicht gelöst hat. Eine weitere Verkürzungen der Dauer von 
Genehmigungsverfahren wird sich deshalb realistischerweise nicht durch eine Erhöhung des Personalbestandes errei-
chen lassen.  
                                                 
46 Siehe hierzu §§ 27, 42 a BBesG und § 18 TVöD-VKA .   
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